
 
 

Botschaft 
zur Gemeindeurnenabstimmung 
vom 27. September 2026 

 

1) Parkplatzbewirtschaftungs-
reglement - Genehmigung 
 

2) Teilrevision Ortsplanung: 
Anpassung Zonenvorschriften 
ZöN 4 (Sportanlagen und 
Turnhalle) - Genehmigung 
 
 
 

Neu: die Vorlagen 
kurz erklärt 
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2 Botschaft für Gemeindeurnenabstimmung vom 27. September 2026

Vorlage 1
Parkplatzbewirtschaftungsreglement – Genehmigung
 

Das Wichtigste in Kürze
Gegen das vom Gemeinderat im Mai 
2025 verabschiedete Parkplatzbe­
wirtschaftungsreglement wurde frist­
gerecht das Referendum ergriffen. 
Nach Anhörung des Referendumsko­
mitees und weiteren Abklärungen be­
antragt der Gemeinderat die Regle­
mentsvorlage zur Genehmigung. 
Geplant wird eine durchgehende Be­
wirtschaftung der öffentlichen Park­
plätze auf dem gesamten Gemeinde­
gebiet. Mit den Einnahmen soll eine 
Spezialfinanzierung geäufnet wer­
den, aus der neben den Bewirtschaf­
tungskosten Beiträge für die Finan­
zierung von Mobilitäts- und Ver­
kehrsmassnahmen entnommen wer­
den können. 
Zur Abstimmung stehen sowohl die 
vom Gemeinderat beantragte Vor­
lage, als auch die von einem Teil des 
Referendumskomitees befürwortete 
Variante. Die Vorlagen unterschei­
den sich in der Gratisparkzeit und 
der maximalen Gebühr pro Tag.
Der Gemeinderat beantragt eine Gra­
tisparkzeit von einer Stunde, danach 
eine Gebühr von CHF 1.- pro Stunde 
bis max. CHF 10.- pro Tag (24 Stun­
den). Demgegenüber sieht die Vari­
ante gemäss Referendumsbogen 
eine Gratisparkzeit von drei Stunden, 
danach eine Gebühr von CHF 1.- pro 
Stunde (bis 24 Stunden CHF 21.-) 
vor. 

Laut Erhebungen würden bei einer 
Gratiszeit von einer Stunde rund 
32 % ohne Gebühr parkieren. Bei ei­
ner Gratiszeit von drei Stunden 
würde der Anteil der Gratisparkiere­
rinnen und -parkierer auf rund 65 % 
steigen. Dieser Anteil führt zu einem 
weit schlechteren Kosten-Nutzen-
Verhältnis, weshalb sich der Gemein­
derat klar für eine Gratiszeit von ei­
ner Stunde ausspricht.

Rückblick
Eine Bewirtschaftung der öffentlichen 
Parkplätze war seit einigen Jahren im­
mer wieder Thema, sowohl an Gemein­
deversammlungen als auch im Gemein­
derat. Mit der Erarbeitung des Mobili­
tätskonzepts hat der Gemeinderat das 
Anliegen aus der Bevölkerung aufge­
nommen und im Handlungsfeld „Park­
platzbewirtschaftung“ konkretisiert.
Eine Bewirtschaftung bedarf einer re­
glementarischen Grundlage, welche mit 
dem Parkplatzbewirtschaftungsregle­
ment geschaffen worden ist. Im Regle­
ment werden die Grundzüge der Bewirt­
schaftung sowie die Bemessungs­
grundlagen der Parkgebühren veran­
kert, die detaillierten Ausführungsbe­
stimmungen regelt der Gemeinderat in 
einer nachgelagerten Verordnung. 
Das Reglement wurde vom Gemeinde­
rat am 20.5.2025 erstmals unter dem 
Vorbehalt des fakultativen Referen­
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dums verabschiedet. Gegen die Vor­
lage wurde fristgerecht das Referendum 
ergriffen und wird nun den Stimmbürge­
rinnen und Stimmbürgern zum Ent­
scheid unterbreitet. 

Gründe und Ziele Bewirtschaf­
tung
Zu den ursprünglichen Auslösern einer 
Bewirtschaftung gehören Nutzerinnen 
und Nutzer, welche ihre Fahrzeuge oder 
Anhänger dauernd und über längere 
Zeit kostenlos auf öffentlichen Parkplät­
zen abstellen. Diese übermässige Ein­
zelnutzung entspricht nicht dem Ziel, die 
öffentlichen Parkplätze der Allgemein­
heit zur Verfügung zu stellen. 
Im Fokus steht aber nicht nur, einer 
Dauerbelegung entgegenzuwirken. Ne­
ben einer zweckmässigen, geordneten 
Parkierung sollen mit einer Bewirtschaf­
tung auch Ziele verfolgt werden wie

- die Äufnung einer Spezialfinanzie­
rung für die Finanzierung von Mobili­
tätsausgaben wie bspw. der Betrieb, 
Unterhalt von Parkplätzen, von Mass-
nahmen aus dem Mobilitätskonzept 
insbesondere auch für den Langsam­
verkehr (Fuss-, Veloverkehr) usw. 

- Anreize zu schaffen, kurze Distanzen 
zu Fuss oder mit dem Velo zurückzu­
legen

- kombinierte Mobilitätsformen (wie 
Fahrgemeinschaften, Carsharing) zu 
fördern und

- dem Klimakonzept nachzuleben und 
einen Beitrag zum Umweltschutz zu 
leisten, bspw. mit einer Umlagerung 
und Vernetzung vom persönlichen 

motorisierten Individualverkehr auf 
den öffentlichen Verkehr. 

Reglement 
Die Grundzüge der Bewirtschaftung 
werden im Reglement verankert. Die 
wichtigsten Punkte sind

− Die grundsätzliche Bestimmung, 
dass bewirtschaftete öffentliche Park­
plätze der Gemeinde Grosshöchstet­
ten gebührenpflichtig sind 

− der Gebührenrahmen

a) für Parkplätze 

Antrag Gemeinderat: die erste 
Stunde gratis, danach pro Stunde 
CHF 1.- bis max. CHF 10.- pro Tag

Antrag Referendumskomitee: die ers­
ten drei Stunden gratis, danach pro 
Stunde CHF 1.- (max. CHF 21.- pro 
Tag)

Die beiden Anträge werden in Form 
einer Variantenabstimmung zum Ent­
scheid unterbreitet. Werden beide 
Vorlagen angenommen, wird für die 
definitive Fassung die Variante über­
nommen, welche im Stichentscheid 
mehr Stimmen erreicht hat.

b) für Parkbewilligungen
mindestens CHF 20.- und maximal 
CHF 50.- pro Monat oder mindestens 
CHF 240.- und maximal CHF 600.- 
pro Jahr 

− Die Spezialfinanzierung Mobilität: im 
öffentlichen Rechnungswesen dürfen 
Einnahmen für zweckbestimmte Aus­
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gaben nur zurückgestellt werden, 
wenn dafür eine sogenannte Spezial­
finanzierung geschaffen wird. Mit den 
– nach Abzug der Kosten für die Be­
wirtschaftung – verbleibenden Ein­
nahmen sollen finanziert werden:
a) Investitionen, Kosten für den Be­

trieb und Unterhalt der öffentlichen 
Parkplätze und Bewirtschaftungs­
einrichtungen 

b)Massnahmen aus dem Mobilitäts­
konzept und 

c) Investitionen und Beiträge an Ver­
kehrsmassnahmen, sowohl für den 
motorisierten Individualverkehr als 
auch den Langsamverkehr. 

Ziel ist, damit den Steuerhaushalt zu 
entlasten. Die Spezialfinanzierung 
soll bis CHF 500‘000 geäufnet wer­
den. Wird dieser Bestand erreicht, 
fliessen die Einnahmen direkt in den 
Steuerhaushalt.

Das Reglement liegt 30 Tage vor der 
Abstimmung öffentlich zur Einsicht­
nahme auf der Gemeindeverwaltung 
auf. Es ist auch auf der Homepage 
www.grosshoechstetten.ch einsehbar.

Verordnung
Die Detailbestimmungen für die Umset­
zung regelt der Gemeinderat in einer 
Verordnung. Diese wird erst nach der 
Abstimmung durch den Gemeinderat 
definitiv geregelt. Der Verordnungsent­
wurf enthält folgende Umsetzungsvor­
schläge:

Bewirtschaftung
Die Gebührenpflicht auf bewirtschafte­
ten öffentlichen Parkplätzen wird von 
montags bis sonntags, von 0.00 – 
24.00 h vorgesehen. 
Bewirtschaftet werden sollen die Plätze 
im Ortsteil Grosshöchstetten: Vieh­
marktplatz, Rosig, Schulhaus Rosig, 
Viehmarktgasse, Gewerbegasse, Ge­
meindehaus Kramgasse, Turnhallen Al­
penweg, Schulhaus Schulgasse/Alpen­
weg, Kirche, Arniacher und Schwimm­
bad sowie die Parkfelder auf den Stras­
sen Kramgasse, Alpenweg und alter 
Bernstrasse. Im Ortsteil Schlosswil ist 
eine Bewirtschaftung der öffentlichen 
Plätze beim Gemeindesaal Ried­
strasse 14 und im Nest vorgesehen. 
Bestehende blaue Zonen sollen aufge­
hoben und in normale Parkfelder über­
führt werden.
Die öffentlichen Parkplätze werden ein­
zelnen Zonen zugeteilt, für welche das 
jeweilige gelöste Parkticket gilt.

Bezahlsystem 
Grundsätzlich soll digital via App/QR-
Code an den Signalisationstafeln bei 
den Parkfeldern bezahlt werden. Dafür 
stehen die gängigen Apps wie Parking­
pay, EasyPark und Twint im Fokus. Bar­
zahlungsmöglichkeiten mit einer Park­
uhr werden nur vereinzelt beim Vieh­
marktplatz/Rosig, Arniacher und in 
Schlosswil beim Gemeindesaal vorge­
sehen. Bei diesen Parkuhren können 
Parktickets für alle Zonen gelöst wer­
den.
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Parkkarten 
Die Regelungen über die Abgabe von 
möglichen Parkkarten sind noch nicht 
abschliessend definiert, dies erfolgt 
durch den Gemeinderat im Zuge der de­
finitiven Verabschiedung der Verord­
nung. 
Angedacht wurde die Abgabe von Mo­
nats- oder Jahreskarten an begrenzte 
Nutzerkreise, damit genügend freie öf­
fentliche Parkplätze verbleiben. Park­
karten würden auf gültige Kontrollschil­
der und für eine Parkzone ausgestellt. 
Der Tarif wird auf CHF 240.-/Jahr bzw. 
CHF 20.-/Monat geplant. Als mögliche 
Nutzerkreise werden angedacht:

− Pendlerinnen und Pendler in Verbin­
dung eines öV-Abonnements bzw. 
mit Nachweis einer regelmässigen 
öV-Nutzung

− Gemeindepersonal/Lehrpersonen, 
Nutzerinnen und Nutzer mit regel­
mässigen Funktionen in öffentlichen 
Gebäuden (z.B. Kirche, Bühlmatte 
Treff, Kursleitende Badi u.ä.)

− In begründeten Fällen Arbeitneh­
mende im Ort (Abgabe darf nicht 
dazu führen, dass Arbeitgebende für 
ihre Mitarbeitende nicht genügend 
Parkplätze bereitstellen)

− Trainerinnen und Trainer
− In begründeten Fällen weitere Perso­

nen.

Auf öffentlichen Plätzen mit bestehen­
den Dienstbarkeitsregelungen bspw. zu 
Gunsten Vereinen werden den jeweili­
gen Vereinsmitgliedern kostenlose 
Parkkarten abgegeben.

Weiter kann der Gemeinderat über all­
fällige andere begründete Erleichterun­
gen (bspw. Feuerwehrdienstleistungen 
u.ä.) beschliessen.
Unverändert bleibt auch die Möglichkeit, 
öffentliche Plätze für Märkte, Vieh­
schauen, Feste usw. zu nutzen und da­
für die Parkplätze absperren zu lassen. 
Nach Genehmigung durch den Gemein­
derat wird die Verordnung publiziert und 
veröffentlicht.

Weitere Ausführungen

Kontrolle
Die Parkkontrolle soll durch die Ge­
meinde bzw. durch eine von der Ge­
meinde beauftragte Sicherheitsfirma er­
folgen, welche über entsprechend aus­
gebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter verfügt. Allfällige Bussen werden 
über die Ordnungsbussenzentrale der 
Kantonspolizei abgewickelt.

Parkfelder auf Gemeindestras­
sen
Auf der alten Bernstrasse, dem Alpen­
weg und der Kramgasse bestehen be­
reits öffentliche Parkfelder. Im Zusam­
menhang mit der Einführung einer Be­
wirtschaftung wurde die Befürchtung 
geäussert, dass sich als Folge davon 
eine ungeordnete Parkierung in die 
Quartiere verlagern könnte. Zwischen­
zeitlich wurde in beiden Ortsteilen das 
Potenzial über mögliche neue, den Ver­
kehrsvorschriften entsprechende Park­
felder erhoben. Der Gemeinderat wird 
prüfen, ob und falls ja, auf welchen 
möglichen Strassenabschnitten neue 
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Parkfelder markiert werden sollen. Ge­
gebenenfalls würden solche neue Park­
felder auch bewirtschaftet. Ebenfalls 
wäre für solche Parkfelder der Nutzer­
kreis für die Abgabe von Parkkarten zu 
definieren.

Spitzenbedarf
Die öffentlichen Parkplätze decken sel­
ten einen Spitzenbedarf ab. Für grös­
sere Anlässe steht grundsätzlich das 
Mittel einer Verkehrsbewilligung zur 
Verfügung, wonach auf rechtzeitiges Er­
suchen der Veranstalterin bzw. des Ver­
anstalters an die Gemeinde eine tempo­
räre Parkierung an einem anderen 
Standort (bspw. auf einem Strassenab­
schnitt) bewilligt werden kann.

Anlässe Gemeindesaal Schlosswil
Mit der Erhebung über das Parkfeld-Po­
tenzial auf Gemeindestrassen wurden 
auch die Möglichkeiten abgeklärt, auf 

welchen Strassenabschnitten bei An­
lässen im Gemeindesaal mit einer Ver­
kehrsbewilligung temporäre Parkie­
rungsmöglichkeiten geschaffen werden 
könnten. Es gibt Potenzial, dieses wird 
nun im Detail geklärt und gegebenen­
falls für die Zukunft ins Auge gefasst.

Kosten, Erträge 
Mit einer weitmöglichen digitalen Um­
setzung können gegenüber früher, die 
Initialisierungskosten entscheidend ge­
senkt werden. Die Anschaffung und der 
Betrieb von verhältnismässig teuren 
Parkuhren kann auf ein Minimum be­
schränkt werden. 
Bei einer Gratiszeit von einer Stunde 
werden – basierend auf der heutigen 
Auslastung – mit jährlichen Einnahmen 
von mindestens CHF 90‘000 gerechnet. 
Die Initialisierungskosten werden damit 
spätestens in den ersten zwei Jahren 
gedeckt. 

 

Referendum, Stellungnahme Komitee 
Gegen das Parkplatzbewirtschaftungsreglement wurde aus mehreren Kreisen (Pri­
vatpersonen, Vereine) Unterschriften gesammelt. Der Austausch mit Initiantinnen 
und Initianten zeigte denn auch unterschiedliche Beweggründe für das Referen­
dum. Während ein Teil sich grundsätzlich gegen eine Bewirtschaftung aussprach, 
befürwortet der Teil aus Vereinskreisen eine Bewirtschaftung, jedoch mit einer Gra­
tiszeit von 3 Stunden. Die Stellungnahme gemäss Referendumsbogen lautet fol­
gendermassen: 

«Die Forderung der Vereine gemäss Referendumsbogen
Das neue Parkplatzbewirtschaftungsreglement sieht unter anderem vor, dass das 
Parkieren bei öffentlichen Parkplätzen wie beim Sportplatz Arniacher, der Turnhalle 
Grosshöchstetten, dem Hallen- und Freibad Grosshöchstetten, beim Viehmarkt­
platz, bei den Schulhäusern Rosig, Alpenweg und Schulhausgasse, der Gemein­
deverwaltung wie auch bei der Kirche künftig ab mehr als einer Stunde durchge­
hend kostenpflichtig ist – unabhängig von der Dauer. Diese Regelung trifft insbe­
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sondere folgende Benützer, die diese Parkplätze nur für kurze Aufenthalte verwen­
den: 
- Familien; 
- Vereinsmitglieder und Funktionäre → wie z.B. Trainerinnen und Trainer im Eh­

renamt; 
- Zuschauerinnen und Zuschauer; 
- Schwimmerinnen und Schwimmer im Hallen- und Freibad; 
- Lehrerinnen und Lehrer; 
- Besucher von Anlässen in den Schulhäusern; 
- Besucher der Kirche; 
- Verwaltungsangestellte der Gemeinde. 
Wir fordern stattdessen: Dass das Parkieren auf den öffentlichen Parkplätzen der 
Gemeinde, namentlich Sportplatz Arniacher, Turnhalle Grosshöchstetten, Hallen- 
und Freibad Grosshöchstetten, Viehmarktplatz, bei den Schulhäusern Rosig, Al­
penweg und Schulhausgasse, der Gemeindeverwaltung wie auch bei der Kirche 
bis zu 3 Stunden gratis möglich ist. Ab der 4. Stunde soll eine Gebühr von CHF 
1.00 pro Stunde erhoben werden dürfen. 
Begründung: Eine kostenlose Parkdauer von 3 Stunden ist eine gerechte, pragma­
tische und benutzerfreundliche Lösung. Sie trägt den Bedürfnissen der Sportver­
eine, Besucherinnen und Besucher sowie der lokalen Bevölkerung Rechnung. 
Gleichzeitig wird durch diese zeitliche Begrenzung gezielt das Dauerparkieren un­
terbunden, ohne kurzfristige Parkplatzbenutzung zu bestrafen. So entsteht ein 
Gleichgewicht zwischen Zugänglichkeit und Ordnung.»
 
Mit einer Bewirtschaftung sollen aus 
Sicht des Gemeinderats die eingangs 
erwähnten Ziele erreicht und zusätzli­
che Mittel für die Finanzierung von künf­
tigen Mobilitätsausgaben generiert wer­
den. Im Hinblick auf den hohen anste­
henden Investitionsbedarf (bspw. Drei­
fachsporthalle mit Mehrzwecknutzung, 
Sanierungsbedarf Liegenschaften, 
Strassenprojekte usw.) bietet die Be­
wirtschaftung eine Chance, mit diesen 
Einnahmen den Steuerhaushalt zu ent­
lasten. 
Der Gemeinderat unterstützt die Vari­
ante des Referendumskomitees nicht, 

weil sich mit einer Gratiszeit von drei 
Stunden 

− die zu erwartenden Einnahmen merk­
lich reduzieren würden. Bei einer Gra­
tiszeit von drei Stunden würden laut 
Erhebungen rund 65 % keine Parkge­
bühren bezahlen. Gegenüber einer 
Gratiszeit von einer Stunde reduziert 
sich dieser Anteil auf rund 32 % 

− die Refinanzierung der Initialisie­
rungskosten würde deutlich länger 
dauern; gerechnet wird mit bis zu fünf 
Jahren, anstelle einer Kompensation 
innerhalb der ersten zwei Jahren 

− generell würde mit Mindereinnahmen 
von rund 50% gerechnet. Entspre­
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chend tiefer wären Einlagen in die 
Spezialfinanzierung Mobilität möglich 
und weniger Budget vorhanden bzw. 
Ausgaben für Mobilitätsmassnahmen 
wären über den Steuerhaushalt zu fi­
nanzieren

− das Mobilitätsverhalten bei kurzen 
Strecken und kurzer Aufenthalts-
dauer würde vermutlich weniger an­
gepasst

− keine oder deutlich weniger Einnah­
men durch auswärtige Parkierende 
(z.B. Schwimmbad, Einkaufen, Frei­
zeit usw.) generieren liessen. 

Eine Gratiszeit von drei Stunden würde 
zwar den Vereinen und deren ehren­
amtlichen und gemeinnützigen Tätigkei­
ten sehr entgegenkommen und auch 
der Parkierung über Nacht (Dauerpar­
kierung) entgegenwirken. Obwohl das 
Engagement der Vereine sehr ge­
schätzt wird, steht in Bezug auf die Be­
wirtschaftung eine objektivere Betrach­
tungsweise im Vordergrund. Wer ein öf­
fentlicher Parkplatz in Anspruch nimmt, 
soll ab einer gewissen Nutzungsintensi­
tät diese öffentliche Leistung mit einer 
Parkgebühr abgelten. Der Gemeinderat 
ist der Ansicht, dass eine solche Abgel­
tung ab einer Stunde gerechtfertigt ist. 
Eine Gratiszeit von einer Stunde ermög­
licht immerhin, kostenlos kleinere Ver­
richtungen auszuführen.

Umsetzung
Wird das Reglement angenommen, be­
schliesst der Gemeinderat die Einfüh­
rung der Bewirtschaftung als Verkehrs­
massnahme und genehmigt die Verord­
nung. 

Die Gebührenpflicht tritt erst in Kraft, 
wenn alle Beschlüsse rechtskräftig und 
sämtliche Markierungen und Signalisa­
tionen umgesetzt sind. Nach der Ab­
stimmung würden die Umsetzungs­
massnahmen noch etwas Zeit bean­
spruchen, so dass eine Bewirtschaftung 
ab frühestens Frühjahr 2027 realistisch 
wäre.

Stellungnahme Geschäftsprü­
fungskommission
Die Vorlage betrifft kein Finanzgeschäft 
nach Gemeindeordnung, Anhang Zif­
fer I, Abs. 4 lit. c. Auf eine Stellung­
nahme wurde deshalb verzichtet. 

Variantenabstimmung
Das Referendum gegen das Parkplatz­
bewirtschaftungsreglement kam im 
2025 zu Stande. Aufgrund zusätzlicher 
Abklärungen konnte das Reglement der 
letzten Gemeindeversammlung im De­
zember 2025 nicht mehr vorgelegt wer­
den. Die Gemeindeversammlung wurde 
auf März 2026 zu Gunsten der Urnen­
abstimmung abgeschafft. Damit entging 
dem Referendumskomitee die Möglich­
keit, an der Gemeindeversammlung 
einen Antrag auf Anpassung der Gratis­
zeit zu stellen. Deshalb hat der Gemein­
derat entschieden, dem Stimmvolk das 
Begehren gemäss Referendumsbogen 
als Variantenabstimmung zu unterbrei­
ten.
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Abstimmungsfragen

Vorlage a) Antrag Gemeinderat
Wollen Sie das Parkplatzbewirtschaf­
tungsreglement annehmen mit einer 
Gratiszeit von 1 Stunde und danach mit 
einer Parkgebühr von CHF 1.- pro 
Stunde bis max. CHF 10.- pro Tag?

Vorlage b) Antrag Referendumsko­
mitee
Wollen Sie das Parkplatzbewirtschaf­
tungsreglement annehmen mit einer 
Gratiszeit von 3 Stunden und danach 
mit einer Parkgebühr von CHF 1.- pro 
Stunde bis max. CHF 21.- pro Tag?

Stichfrage
Für den Fall, dass beide Vorlagen ange­
nommen werden: Welche Vorlage soll 
umgesetzt werden? 
Vorlage a) Gratiszeit 1 Std., Parkgebühr 
CHF 1.-/Std., max. CHF 10.-/Tag
Vorlage b) Gratiszeit 3 Std., Parkgebühr 
CHF 1.-/Std., max. CHF 21.-/Tag

Antrag Gemeinderat
Der Gemeinderat beantragt den Stimm­
berechtigten, die Vorlage a) anzuneh­
men und die Vorlage b) abzulehnen so­
wie bei der Stichfragte die Vorlage a) 
anzukreuzen.

Vorlage 2
Teilrevision Ortsplanung: Anpassung Zonenvorschriften ZöN 4 
(Sportanlagen und Turnhalle) – Genehmigung

Das Wichtigste in Kürze
Die letzte ordentliche Ortsplanungs­
revision erfolgte im Jahr 2005; seit­
her wurden lediglich einzelne Teilre­
visionen vorgenommen - letztmals 
im Jahr 2019. In der Folge entspre­
chen die Bestimmungen der Zone für 
öffentliche Nutzung (Art. 43 Baure­
glement) nicht mehr in allen Punkten 
den heutigen Anforderungen. Im Mit­
telpunkt der vorliegenden Teilrevi­
sion steht die Aktualisierung der pla­
nungsrechtlichen Grundlagen sowie 
die Schaffung der Voraussetzungen 
für die Entwicklung und bauliche 
Umsetzung von Sportanlagen, Mehr­

zweckhalle sowie Erweiterungsbau­
ten der Schulinfrastruktur. Die gel­
tenden Zonenvorschriften erlauben 
keine zeitgemässe Weiterentwick­
lung der bestehenden Infrastruktur 
mehr. Unabhängig von der anstehen­
den Gesamtrevision besteht daher 
bereits heute ein konkreter Hand­
lungsbedarf. Die Anpassung der Zo­
nenvorschriften stellt die notwen­
dige planungsrechtliche Grundlage 
für die weitere Entwicklung dar.
Die Teilrevision schafft die notwendi­
gen rechtlichen Grundlagen, insbe­
sondere hinsichtlich Gebäudehöhe, 

10
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Nutzungsmöglichkeiten (neu auch 
für schulische Zwecke) sowie der 
Mindestdichte der Bebauung. Das 
planungsrechtliche Verfahren mit 
Mitwirkung und öffentlicher Planauf­
lage wurde ordnungsgemäss durch­
geführt. Es sind keine Einsprachen 
eingegangen; zudem beurteilt die 
kantonale Vorprüfung die Vorlage als 
grundsätzlich genehmigungsfähig.
Der Gemeinderat beantragt, der Teil­
revision zuzustimmen.

Ausgangslage
Mit der vorliegenden Teilrevision sollen 
die planungsrechtlichen Grundlagen ak­
tualisiert und die Voraussetzungen für 
die Weiterentwicklung der kommunalen 

Schulinfrastruktur geschaffen werden. 
Im November 2022 hat der Gemeinde­
rat im Grundsatz entschieden, eine 
neue Dreifachsporthalle mit Mehr­
zwecknutzung weiter zu verfolgen und 
damit die beiden bestehenden Turnhal­
len zu ersetzen. Dieser Entscheid stützt 
sich auf die im Jahr 2016 erarbeitete 
und im Jahr 2023 aktualisierte Liegen­
schafts- und Schulraumplanung (LSP). 
Die Teilrevision schafft die hierfür not­
wendigen rechtlichen Grundlagen. Ins­
besondere werden die planungsrechtli­
chen Voraussetzungen in Bezug auf 
Gebäudehöhe, Nutzungsmöglichkeiten 
– neu auch für schulische Zwecke – so­
wie die Mindestdichte der Bebauung an­
gepasst. 

Abbildung 1: Perimeter ZöN 4
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Als Standort für die neue Dreifachsport­
halle ist der definierte Bearbeitungsperi­
meter innerhalb der heutigen Zone für 
öffentliche Nutzungen ZöN 4 «Sportan­
lage, Turnhalle» vorgesehen. Die neue 
Sporthalle stärkt den Schulbetrieb lang­
fristig, schafft zusätzliche Kapazitäten 
für den Vereins- und Breitensport und 
ersetzt sanierungsbedürftige Anlagen. 
Die Anpassung der Zonenvorschriften 
ist dafür zwingende Voraussetzung, 
verursacht jedoch keine zusätzlichen In­
vestitionskosten.
Aufgrund der nach wie vor unklaren Ter­
minsituation betreffend die Genehmi­
gung der laufenden ordentlichen Orts­
planungsrevision möchte der Gemein­
derat vermeiden, dass die Bevölkerung 
einen Baukredit für die neue Dreifach­
sporthalle bewilligt, der Baubeginn je­
doch aufgrund der aktuell geltenden Zo­
nenvorschriften dennoch nicht möglich 
wäre.
An seiner Sitzung vom 20. August 2024 
hat der Gemeinderat den formellen 
Start der vorliegenden Teilrevision be­
schlossen und die Unterlagen zuhan­
den der öffentlichen Mitwirkung verab­
schiedet. Diese fand vom 29. August 
2024 bis am 30. September 2024 statt. 
Innerhalb dieser Frist ging eine Mitwir­
kungseingabe ein.
Die anschliessend durchgeführte kanto­
nale Vorprüfung durch das Amt für Ge­
meinden und Raumordnung (AGR) be­
urteilte die Vorlage mit zwei Vorbehalts­
punkten als grundsätzlich genehmi­
gungsfähig. Einerseits wurde die Erstel­
lung eines Objektschutzgutachtens zu 

den Naturgefahren verlangt, anderer­
seits die Sicherstellung der haushälteri­
schen Bodennutzung, insbesondere 
durch die Festlegung einer Mindest­
dichte auf Parzelle Nr. 920, dem Stand­
ort der geplanten Dreifachsporthalle 
(grosses Rasenfeld Alpenweg). Nach 
entsprechender Ergänzung der Unterla­
gen wurde vom 9. Januar 2026 bis am 
9. Februar 2026 die öffentliche Planauf­
lage durchgeführt. Innerhalb dieser Frist 
gingen keine Einsprachen ein.

Inhalt der Vorlage

Anpassung des Baureglements 
(Art. 43 ZöN 4)
Mit der Teilrevision werden die Vor­
schriften der ZöN 4 angepasst. Ziel ist 
es

− die planungsrechtlichen Vorausset­
zungen für den Neubau einer Drei­
fachsporthalle zu schaffen

− die zulässige Gebäudehöhe (Fassa­
denhöhe traufseitig) auf maximal 11.0 
m festzulegen

− innerhalb der Zone keine minimalen 
Gebäudeabstände vorzuschreiben

− gegenüber angrenzenden Zonen 
einen minimalen Grenzabstand von 
4.0 m festzulegen

− für die Parzelle Nr. 920 eine minimale 
Überbauungsziffer von 0.5 festzule­
gen

− die Nutzungsmöglichkeiten für schuli­
sche Zwecke zu erweitern.

Bisher waren innerhalb der ZöN 4 im 
Wesentlichen nur Nutzungen im Zu­
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sammenhang mit Sport zulässig. Neu 
werden die Bestimmungen so geöffnet, 
dass auch weitere schulische Nutzun­

gen möglich sind. Damit wird die lang­
fristige Weiterentwicklung der gesam­
ten Schulanlage ermöglicht.

Baureglement Art. 43 bisher

Nr
.

Zweckbestim­
mung

Grundzüge der Gestaltung/Überbauung ES

4 Sportanlage, 
Turnhalle

Erneuerung innerhalb der bestehenden Gebäude­
volumen, Erweiterungen im Rahmen der baupoli­
zeilichen Masse der Kernzone

II

Baureglement Art. 43 neu

Nr
.

Zweckbestim­
mung

Grundzüge der Gestaltung/Überbauung ES

4 Sportanlage, 
Mehrzweckhalle, 
Schulbauten

− Neu- und Erweiterungsbauten
− FH tr max. 11.0 m
− Innerhalb der Zonen für öffentlche Nutzungen 

gelten keine minimalen Gebäudeabstände
− Gegenüber anderen Zonen ist ein minimaler 

Grenzabstand kA von 4.0 m einzuhalten
− Die haushälterische Bodennutzung ist sicherzu­

stellen. Beim Bau einer Mehrzweckhalle auf der 
Parzelle Nr. 920 gilt eine minimale Überbauungs­
ziffer von 0.5.

− Im Rahmen von Bauprojekten sind allfällige He­
cken zu kartieren

− Geschützte Hecken gemäss Art.18 NHG, Art. 27 
und Art. 28 NSchG sind zu erhalten und bei Ein­
griffen Ersatzmassnahmen vorzunehmen

II

Haushälterische Bodennutzung
Die Parzelle Nr. 920 stellt eine grössere 
unüberbaute Fläche innerhalb der Bau­
zone dar (grosses Rasenfeld Alpen­
weg). Im Sinne der haushälterischen 
Bodennutzung und der Siedlungsent­

wicklung nach innen wird eine minimale 
Überbauungsziffer von 0.5 festgelegt. 
Damit wird sichergestellt, dass das 
Areal zweckmässig und effizient genutzt 
wird.
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Natur- und Umweltschutz
Im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens 
beim Amt für Gemeinden und Raumord­
nung (AGR) wurden verschiedene 
Fachstellen beigezogen.

Wesentliche Punkte:
− Naturgefahren: Ein Teilbereich der 

ZöN 4 liegt in einem Gebiet mit gerin­
ger Gefährdung durch Hangmuren 
(gelbe Gefahrenzone). Ein Objekt­
schutzgutachten wurde erstellt. Die 
Analyse zeigt, dass für die Aussen­
räume keine besonderen Schutz­
massnahmen erforderlich sind. Bei 
künftigen Bauprojekten sind die Vor­
gaben des Gutachtens zu berück­
sichtigen.

− Hecken und Naturwerte: Allfällige ge­
schützte Hecken sind im Rahmen von 
Bauprojekten vorgängig zu kartieren. 
Geschützte Hecken nach NHG und 
NSchG sind zu erhalten oder ange­
messen zu ersetzen.

− Verkehr: Der zusätzliche Verkehr 
durch die neue Halle wird als vertret­
bar beurteilt. Die vorgesehene Er­
schliessung über den Buchenweg 
und Eglisporweg bleibt bestehen.

− Lärm und Luftreinhaltung: Aus Sicht 
der zuständigen Fachstellen beste­
hen keine grundsätzlichen Einwände.

Unter Vorbehalt der bereinigten Geneh­
migungsvorbehalte hat das AGR eine 
Genehmigung der Planung in Aussicht 
gestellt.

Verfahren
Das Planerlassverfahren wurde ord­
nungsgemäss durchgeführt:

− Öffentliche Mitwirkung: 29. August 
2024 bis 30. September 2024
Es ging eine Mitwirkungseingabe 
ein.

− Vorprüfung durch das AGR: Vorprü­
fungsbericht vom 28. Mai 2025

− Öffentliche Planauflage: 9. Januar 
2026 bis 9. Februar 2026
Es gingen keine Einsprachen ein.

Mit der Annahme an der Urne wird die 
Teilrevision dem AGR zur abschliessen­
den Genehmigung eingereicht.
Der Gemeinderat hat entschieden, die 
Anpassung der Zonenvorschriften vor­
zuziehen und der Bevölkerung bereits 
am 27. September 2026 zum Beschluss 
vorzulegen. Damit kann das Genehmi­
gungsverfahren frühzeitig abgeschlos­
sen werden und es entsteht keine zu­
sätzliche Verzögerung für das Gesamt­
projekt.

Erwägungen des Gemeindera­
tes
Die Anpassung der Zonenvorschriften 
bildet eine zwingende Voraussetzung 
für die Weiterentwicklung der kommu­
nalen Schulinfrastruktur sowie für die 
Realisierung der geplanten Dreifach­
sporthalle mit Mehrzwecknutzung, so­
fern die Stimmbevölkerung zu einem 
späteren Zeitpunkt dem entsprechen­
den Baukredit zustimmt. Ohne diese 
Anpassung wäre die baurechtliche Um­
setzung des geplanten Projekts nicht 
möglich. 
Mit der vorliegenden Teilrevision wer­
den die erforderlichen planungsrechtli­
chen Grundlagen geschaffen und damit 
die Voraussetzungen für eine zeitge­
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mässe Weiterentwicklung der gesam­
ten Schulanlage sichergestellt. Gleich­
zeitig wird die notwendige Planungssi­
cherheit für die weiteren Entwicklungs­
schritte gewährleistet, sodass die künf­
tige Infrastruktur gezielt, koordiniert und 
bedarfsgerecht umgesetzt werden 
kann. 

Die neu geplante Dreifachsporthalle ist 
ein zentrales Infrastrukturprojekt für 
Grosshöchstetten, sie
− sichert den Schulbetrieb langfristig
− schafft dringend benötigte Hallenka­

pazitäten für Vereine
− ersetzt zwei veraltete Turnhallen
− stärkt den Standort Grosshöchstetten 

als attraktiven Wohn- und Bildungs­
ort.

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass 
die Teilrevision
− raumplanerisch sinnvoll
− umweltverträglich
− rechtlich abgestützt und
− im klaren öffentlichen Interesse

ist.

Finanzielle Auswirkungen
Die vorliegende Teilrevision betrifft aus­
schliesslich die Anpassung der pla­
nungsrechtlichen Grundlagen. Die Kos­

ten für das Planerlassverfahren sind im 
bereits genehmigten Planungskredit der 
Dreifachsporthalle enthalten. Mit der 
Annahme dieser Vorlage entstehen 
keine zusätzlichen Investitionskosten.
Über den eigentlichen Baukredit für die 
Dreifachsporthalle mit Mehrzwecknut­
zung wird die Bevölkerung separat be­
finden. Die Anpassung der ZöN ist auch 
sinnvoll, selbst für den Fall, wenn der 
Baukredit nicht angenommen würde.

Stellungnahme Geschäftsprü­
fungskommission
Die Vorlage betrifft kein Finanzgeschäft 
nach Gemeindeordnung, Anhang Zif­
fer I, Abs. 4 lit. c. Auf eine Stellung­
nahme wurde deshalb verzichtet. 

Abstimmungsfrage
Wollen Sie die Teilrevision der Ortspla­
nung (Baureglement) «Anpassung Zo­
nenvorschriften ZöN 4 (Sportanlagen 
und Turnhalle)» annehmen?

Antrag Gemeinderat
Der Gemeinderat beantragt den Stimm­
berechtigten, der Teilrevision der Orts­
planung (Baureglement) «Anpassung 
Zonenvorschriften ZöN 4 (Sportanlagen 
und Turnhalle)» zuzustimmen.
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